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Auch im Jahre 2011:

Wie die Drucker um bessere Arbeitsbedingungen und  
ein schöneres Leben gekämpft haben und kämpfen 
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VON ANDREAS FRÖHLICH

Die Unternehmer der Druck - 

in dustrie und der Zeitungsver - 

lage haben in der Tarifrunde 2011 

einen neuen Generalangriff auf 

die Arbeitsbedingungen der mehr 

als 200.000 Beschäftigten gestar-

tet. Ihre Organisationen, der  

Bundesverband Druck und Me-

dien (bvdm) und der Bundesver-

band Deutscher Zeitungsverleger 

(BDZV) stellen praktisch alle tarif-

politischen Errungenschaften zur 

Disposition, die die Drucker, die 

kaufmännischen und technischen 

Angestellten und die Beschäftig-
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ten in den Redaktionen in den 

zurückliegenden Jahrzehnten 

erkämpft haben.  Einziger Grund: 

Sie wollen ihre Profite erhöhen. 

Alle anderen Begründungen sind 

mehr oder weniger vorgeschoben.

Die Unternehmer vom »bvdm« 

haben – wieder einmal – den 

Manteltarifvertrag für die 160.000 

Beschäftigten der Druckindustrie 

gekündigt, und zwar zum  

31. März 2011. Seitdem befinden 

sich die tariflichen Regelungen in 

der so genannten Nachwirkung. 

In Gefahr sind also, um nur die 

wichtigsten Errungenschaften zu 

nennen:

• die 35-Stunden-Woche (statt 

der gesetzlichen Höchstarbeits-

zeit von 48 bzw. 60 Stunden),

• die Maschinenbesetzungs - 

re gelungen zur Gesundheits-  

und Beschäftigungssicherung,

• der Facharbeiterschutz und  

die Bezahlung der Helfer-Kolle-

ginnen und -Kollegen,

• alle Zuschläge für Samstags-, 

Sonntags-, Nacht- und Feier-

tagsarbeit in der Spannbreite 

von 25 bis 170 Prozent, 

• die 30 Tage Urlaub im Jahr 

statt der gesetzlichen 24 Tage,

• die bis zu drei Alters- 

Freischichten,

• die tarifliche Jahresleistung 

und das zusätzliche tarifliche 

Urlaubsgeld in Höhe von  

insgesamt 145 Prozent eines  

Monatsverdienstes.

Das alles sind tarifliche Ansprüche 

und damit Rechte, die Generatio-

nen von engagierten Gewerk-

schafterinnen und Gewerkschaf-

tern in zum Teil erbitterten 

Auseinandersetzungen und unter 

vielen Entbehrungen erstritten 

und durchgesetzt haben. Zum Teil 

mussten sie viele Jahre, in einigen 

Fällen sogar Jahrzehnte für die 

Verbesserung der Arbeits- und 

Lebensbedingungen kämpfen – 

vor allem bei der Arbeitszeitver-

kürzung von der 48- auf die 

40-Stunden-Woche und später 

auf die 35-Stunden-Woche. 

Oft waren es erst die Gewerk-

schaften, die einen Tarifvertrag 

erstritten hatten, bevor es auch  

zu entsprechenden gesetzlichen 

Regelungen kam, zum Beispiel bei 

der für viele heute selbstverständ-

lichen Lohnfortzahlung im Krank-

heitsfall. Sie wurde 1956 in einem 

17 Wochen dauernden Streik  

der Metallarbeiterinnen und   

-arbeiter in Schleswig-Holstein 

durchgesetzt. Erst 1970 wurde 

eine entsprechende Regelung 

gesetzlich verankert.  Und für 

viele tarifliche Leistungen gibt es 

gar keine entsprechende gesetz-

liche Regelung, ohne Tarifvertrag 

gäbe es sie also nicht.

Abhängig Beschäftigte 

strukturell unterlegen

Ohne tariflichen Schutz würden 

die Arbeitnehmerinnen bei der 

Aushandlung von Lohn, Beset-

zungsregelungen, Zuschlägen, 

Urlaubs- und Weihnachtsgeld in 

jedem einzelnen Betrieb der Un-

ternehmensleitung allein gegen-

über stehen und der wirtschaftli-

chen Macht der Arbeitgeber total 

ausgeliefert sein. Um diese struk-

turelle Unterlegenheit des Einzel-

nen zu überwinden und den Un-

ternehmern die Kraft der Vielen 

gegenüber zu stellen, wurden die 

Gewerkschaften gegründet, die 

Druckergewerkschaft in Deutsch-

land zum Beispiel vor 145 Jahren 

– anno 1866. Gegen die Drohung 

des Prinzipals, bei Nichtannahme 

der von ihm diktierten Arbeitsbe-

dingungen aus dem Heer der 

Arbeitslosen schon jemanden zu 

finden, stand und steht die orga-

nisierte Kraft der abhängig Be-

schäftigten, die gemeinsam für 

bessere Arbeitsbedingungen und 

ein schöneres Leben stritten und 

streiten und dabei auf die eigene 

Kraft ver trauten und vertrauen – 

notfalls unter Zuhilfenahme des 

Streikrechtes.

AUF DIE EIGENE KRAFT VERTRAUEN

… will die DRUCK+PAPIER-Redaktion den Beschäftigten der Druck-

industrie noch einmal vor Augen führen, wie die aktuellen Arbeits - 

be dingungen entstanden sind: dass ihnen nichts von den Unterneh-

mern geschenkt wurde und wird, dass nichts vom Himmel gefallen ist, 

sondern dass Generationen von Ge-

werkschafterinnen und Gewerkschaf-

tern fast alle tariflichen Errungenschaften haben erkämpfen müssen. 

Viele jüngere Kolleginnen und Kollegen kennen nur noch eine Arbeits-

welt, in der unser Tarifrecht mit Zähnen 

und Klauen verteidigt werden muss ge-

gen die Angriffe der vereinigten Unter-

nehmerschaft. Dass es auch einmal Zeiten 

gab, in denen Ergebnis gewerkschaftli-

chen Engagements sozialer Fortschritt 

war, können sie sich kaum vorstellen. 

Deshalb hat Viktor Kalla (Foto), bis 2007 

viele Jahre Betriebsratsvorsitzender der »Frankfurter Rundschau« und 

Mitglied der zuständigen gewerkschaftlichen Tarifkommission, für die 

vorliegende EXTRA-Ausgabe von DRUCK+PAPIER die Geschichte der 

Durchsetzung und Verteidigung des Tarifrechts der Druckindustrie 

aufgeschrieben. Dafür hat er einen erheblichen Teil der Freistellungs-

phase seiner Altersteilzeit genutzt und Archive durchstöbert, alte Pro-

tokolle gewälzt, Weggefährten befragt und die vorliegenden Beiträge 

verfasst. Seine Texte zeigen, dass einmal Erreichtes von den Unterneh-

mern immer wieder in Frage gestellt wurde und wird und immer aufs 

Neue verteidigt und durchgesetzt werden muss-

 te. Jetzt, im Jahre 2011, ist es mal wieder so 

weit. Und wir müssen dabei erneut auf die 

eigene Kraft setzen, uns hilft auch diesmal 

kein höheres Wesen, sondern allenfalls das 

kämpferische Rotkäppchen (Grafik), das 

viel Anklang findet, seit es erstmals auf 

ver.di-Plakaten auftauchte, und uns jetzt –  

sozusagen als Glücksbringerin – beglei-

ten soll bis zum erfolgreichen Abschluss 

der Tarifrunde 2011. Gott grüß’ die 

Kunst!             HENRIK MÜLLER

I N  D I E S E R  A U S G A B E

Tarifverträge fallen  

nicht vom Himmel
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K A P I T E L  1  D I E  W O C H E N A R B E I T S Z E I T

Bereits 1954 hatte der Deutsche 

Gewerkschaftsbund (DGB) auf 

seinem 3. Bundeskongress die 

Forderung nach einer Verkürzung 

der Arbeitszeit auf 40 Stunden 

pro Woche an fünf Tagen erho-

ben und sie zum Hauptpunkt 

seines Aktionsprogramms ge-

macht. »Samstags gehört Vati 

mir« lautete der Slogan auf Tau-

senden Plakaten. Bis 1955 lehn-

ten die Unternehmer in allen  

Tarifbereichen die Forderungen 

nach Arbeitszeitverkürzungen 

kategorisch ab.

Dennoch gelang es der In-

dustriegewerkschaft Druck und 

Papier bereits im Jahre 1956, an-

stelle einer Lohnerhöhung eine 

Reduzierung der Arbeitszeit auf 

45 Stunden bei vollem Lohn-

ausgleich zu vereinbaren. Zum  

1. Januar 1959 wurde um eine 

weitere Stunde verkürzt. Danach 

sollte der große Wurf gelingen. 

Die Zeit schien günstig. In der 

Druckindustrie herrschte relative 

Vollbeschäftigung. Die Produktivi-

tät stieg durch den Einsatz neuer 

und verbesserter Technik ständig. 

In vielen Versammlungen forder-

ten die IG-Druck-und-Papier-Mit-

glieder die 40-Stunden-Woche.

Am 13. Oktober 1960 wurde 

die zentrale Tarifkommission nach 

Stuttgart einberufen. Ihr Be-

schluss: Der Manteltarifvertrag 

wird zum 31. Dezember des lau-

fenden Jahres gekündigt, ab  

1. Januar 1961 soll in der Druck-

industrie nur noch 40 Stunden 

gearbeitet werden, und zwar bei 

Mehr Zeit zum Leben!
In der Woche 48 Stunden, immer von montags bis samstags – das war 1955 

für abhängig Beschäftigte in der Bundesrepublik Deutschland eine völlig 

normale Arbeitszeit. Das Wochenende reduzierte sich auf den Sonntag. 

Gesetzlich hat sich daran bis heute nichts geändert. Denn das Arbeits- 

zeitgesetz geht noch immer von sechs Arbeitstagen mit jeweils acht  

Stunden täglicher Arbeitszeit aus. Dass wir heute kürzer arbeiten,  

ist das Ergebnis eines langen und zähen Kampfes der Gewerk- 

schaften und ihrer Mitglieder um mehr Lebensqualität. 

Der Kampf um die Reduzierung der wöchentlichen Arbeitszeit

vollem Lohnausgleich. Einen  

Monat später, am 13. November 

1960, wurde erstmals mit den 

Druck-Unternehmern verhandelt. 

Die lehnten die Arbeitszeitverkür-

zung als völlig indiskutabel ab. 

Stattdessen boten sie Verhandlun-

gen über mehr Urlaubstage an.

35 Stunden sind genug

Nach zwei ergebnislosen Runden 

erklärte die gewerkschaftliche 

Verhandlungskommission das 

Scheitern der Verhandlungen und 

rief das Schiedsgericht an. Aber 

auch der Schlichter tat sich 

schwer, einen Kompromiss zu 

finden. Am 10. Januar 1961 

wurde schließlich ein Stufenplan 

vereinbart, der ab Januar 1963 

die Arbeitszeit jährlich um eine 

Stunde pro Woche verkürzte. Am 

1. Oktober 1965 war dann die 

40-Stunden-Woche in der Druck-

industrie erreicht. Damit schien 

zunächst Ruhe in der Debatte um 

die Arbeitszeitverkürzung einge-

kehrt zu sein. Denn der Kampf  

um den 8-Stunden-Tag, der seit 

den 1880er Jahren zu den großen 

Zielen der Arbeiterbewegung  

gehört hatte, war erfolgreich  

abgeschlossen.

Fast zwei Jahrzehnte sollten  

vergehen, bis eine weitere Ver-

kürzung der Wochenarbeitszeit 

wieder im  Zentrum der gewerk-

schaftlichen Tarifpolitik stand. 

Und zwar in einer Auseinander-

setzung, die an Dauer und Härte 

einmalig in der Geschichte der 

Druckergewerkschaft war und – 

bis heute – bleiben sollte. Dabei 

war eine weitere Verkürzung  

der Arbeitszeit zu diesem Zeit-

punkt keineswegs eine neue  

Forderung der IG Druck und  

Papier. Bereits seit dem Gewerk-

schaftstag 1970 gehörte sie zur A
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Beschlusslage. Verkürzung der 

Arbeitszeit war die logische 

Schlussfolge eines sich enorm 

beschleunigenden Rationalisie-

rungsprozesses seit Ende der 

60er Jahre, der durch den Einsatz 

von computergesteuerten Syste-

men die konventionelle Technik 

vollständig ablöste. In der Satz-

herstellung wurde der Bleisatz 

vom elektronischen Filmsatz ab-

gelöst, im Druck der Buchdruck 

vom Offsetdruck.

Das kostete Arbeitsplätze. 

1973 waren noch mehr als 

203.000 Menschen in der Druck-

industrie beschäftigt, elf Jahre 

später nur mehr 165.000. Gleich-

zeitig stieg die Produktivität: 

Mussten 1972 für 1.000 DM 

(Deutsche Mark) Umsatz noch 

29 Arbeitsstunden gearbeitet 

werden, waren acht Jahre später 

dafür nur noch knapp zwölf Stun-

den notwendig. 

Die 35-Stunden-Woche sollte 

Arbeitsplätze sichern, wenn nicht 

sogar schaffen. Und den Leis-

tungsdruck ausgleichen, dem die 

Kolleginnen und Kollegen durch 

den Einsatz der neuen Techniken 

ausgesetzt waren. Doch anders 

als in den 60er Jahren gab es bei 

den 17 Einzelgewerkschaften im 

Deutschen Gewerkschaftsbund 

diesmal keine einheitliche Linie 

bei der Arbeitszeitverkürzung. 

Lediglich sechs sprachen sich für 

die 35-Stunden-Woche aus. Die 

anderen bevorzugten ein 

Vorruhestandsmodell, das 

die Handschrift der Arbeit-

geberverbände trug, von 

der konservativen Bundesre-

gierung unter Bundeskanzler 

Helmut Kohl (CDU) als Gegenent-

wurf angekündigt wurde und 

ohne großen Konfl ikt erreichbar 

schien.

Eine schwierige Situation für 

die beiden Gewerkschaften IG 

Metall und IG Druck und Papier, 

die zu kämpfen bereit waren. 

Zumal die Unternehmer eine 

beispiellose Kampagne gegen 

Gewerkschaften und Streikende 

führten und sich die Politik auf 

die Seite des Kapitals schlug, 

eifrig befeuert von der Mehrzahl 

der Medien. In der Geschichte 

der Bundesrepublik hatte es bis 

dato nie eine solch massive Ein-

mischung in die Tarifautonomie 

gegeben. Bundeskanzler Kohl 

machte den Anfang, als er im 

November 1983 auf einer Tagung 

der Jungen Union sagte, was er 

von der 35-Stunden-Woche hielt: 

Absurd, dumm und töricht. Die 

Arbeitgeber und ihre Verbände 

traten – wie selten zuvor – als 

geschlossener Block auf und 

schienen einem Arbeitskampf 

gelassen entgegenzusehen.

»Lieber eine Woche Arbeitskampf 

als eine Minute Arbeitszeitverkür-

zung«, mit der Äußerung hatte 

Dieter Kirchner, Chef des Unter-
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nehmerverbandes Gesamtmetall, 

seine Mitgliedsunternehmen glau-

ben machen wollen, dass ein 

wenig Beharrlichkeit genüge, 

damit die beiden Gewerkschaften 

einknicken und die Arbeitszeitver-

kürzung bei vollem Lohnausgleich 

für immer vom Tisch wäre.

Die Arbeitgeber steckten nicht 

nur viel Geld in ihre Kampagne. 

Mit Plakaten, Umfragen, Inter-

views und Infoständen in den 

Fußgängerzonen ließen sie nichts 

unversucht, um die 35-Stunden-

Woche und die Gewerkschaften 

schlechtzumachen. Ihre unbewie-

senen Behauptungen: Arbeitszeit-

verkürzung ruiniere die Wirt-

schaft, gefährde die internationale 

Wettbewerbsfähigkeit und ver-

nichte Arbeitsplätze in Deutsch-

land. Sie malten sich ins Fäust-

chen lachende Asiaten an die 

Wand, denn dort würden die 

Arbeitsplätze entstehen, die in 

Deutschland verloren gingen, 

drohten mit Wirtschaftskrise und 
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Arbeitslosigkeit und schürten 

damit Sorgen in der Bevölkerung. 

Es ging den Unternehmern 

aber nicht allein um die Abwehr 

der Arbeitszeitverkürzung. Sie 

hofften vielmehr, dass eine tarif-

politische Niederlage die Gewerk-

schaften schwächen und über 

Jahre hinaus handlungsunfähig 

machen würde, und das hätte 

zugleich die Position der Arbeit-

geber und diejenige der konser-

vativ-liberalen Bundesregierung 

gestärkt, die zum Sozialabbau 

entschlossen waren.

Ein Kampf um die Köpfe

Der Kampf um die 35-Stunden-

Woche war demnach zu einem 

gesellschaftspolitischen Thema 

ersten Ranges geworden. Die  

IG Druck und Papier und die  

IG Metall agierten mit einer gut 

vorbereiteten Kampagne. Mit 

Unterstützung von Künstlern, 

Wissenschaftlern, Kirchen und 

vielen anderen wurden fantasie-

volle, öffentlichkeitswirksame 

Aktionen, Tagungen und Diskus-

sionen organisiert. In den ge-

werkschaftlichen Bildungsstätten 

wurde mit Vertrauensleuten und 

Betriebsräten an der Argumenta-

tion für die gewerkschaftlichen 

Ziele gefeilt. Und vor allen Dingen 

wurde in den Betrieben über die 

Forderung nach Arbeitszeitverkür-

zung diskutiert. Die aufgehende 

Sonne mit der 35 war als sicht-

bares Symbol in den Betrieben an 

allen möglichen Stellen zu finden. 

An den Schwarzen Brettern, auf 

Flugblättern, in den Kantinen und 

Pausenräumen, an den Maschinen 

und Schreibtischen. Den Kollegin-

nen und Kollegen wurde zuneh-

mend klar, dass es um weit mehr 

als um Arbeitszeitverkürzung und 

Beschäftigungssicherung ging:  

Es ging um die Verfügungsgewalt 

der Unternehmer über Arbeits-

kraft, Arbeits- und Lebenszeit. 

Und es ging um die prinzipielle 

Frage, ob Gewerkschaften durch 

ihre Tarifpolitik einen eigenständi-

gen Beitrag zur Bekämpfung der 

steigenden Arbeitslosigkeit leisten 

und damit ihre Schutz- und Ge-

staltungsfunktion für die Men-

schen in und außerhalb der Be-

triebe erhalten. Der Kampf um  

die 35-Stunden-Woche war ein 

Kampf um die Köpfe geworden. 

Das Verhalten der Druck- 

Arbeitgeber entmutigte die Be-

schäftigten nicht etwa, sondern 

spornte deren Protest zusätzlich 

Als am 12. April 1984 zu den 

ersten Arbeitsniederlegungen 

aufgerufen wurde, war klar, dass 

der Arbeitskampf lange dauern 

und nicht vor den Streiks der  

IG Metall beendet sein würde. 

Außerdem musste verhindert  

werden, dass die Arbeitgeber mit 

Aussperrung reagierten. Deshalb 

wurde bereits in der Vorbereitung 

das Konzept der »flexiblen Ar-

beitskampfführung« entwickelt.  

Ziel war es, durch kurzfristig an-

gesetzte Arbeitsniederlegungen 

von Tagen oder Stunden die Pro-

duktion zu behindern und für die 

Arbeitgeber auf Dauer unplanbar 

zu machen. Von den Kolleginnen 

und Kollegen verlangte diese 

Streiktaktik ein hohes Maß an 

Disziplin, Einsicht und Ausdauer. 

Ohne die zahlreichen Arbeits-

kampfschulungen wäre eine  

solche Streiktaktik nicht realisier-

bar gewesen.

Dass der Arbeitskampf 13 

Wochen dauern würde – wohl 

niemand hatte damit gerechnet. 

Auch nicht damit, dass eine Reihe 
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an. Über Jahre hatten die Arbeit-

geber Verhandlungen über eine 

neue Lohnstruktur, die seit Lan-

gem einer der tarifpolitischen 

Schwerpunkte unserer Organisa-

tion waren, verzögert. Obwohl 

sich beide Seiten bei den Ver-

handlungen 1982 durch einen  

Schiedsspruch verpflichtet hatten, 

bis zum 31. Dezember 1983 die 

Verhandlungen abzuschließen, 

scheiterte eine Einigung an der 

Verzögerungstaktik der Arbeit-

geber. Die Gründe dafür waren 

leicht zu durchschauen: Die Ar-

beitgeber wollten die Lohnfrage 

und das Thema Arbeitszeitverkür-

zung miteinander verknüpfen. 

Eine Einigung über eine neue 

Lohnstruktur sei nur dann mög-

lich, wenn die 40-Stunden-Woche 

bis 31. Dezember 1987 fest-

geschrieben würde. 

Die Verhandlungen scheiter-

ten. Die Kolleginnen und Kollegen 

in den Betrieben waren empört. 

Allen voran die Drucker, denn 

ihnen wurde damit eine längst  

fällige, ihrer Qualifikation ange-

messene höhere Eingruppierung 

verweigert. Jetzt ging es in der 

Druckindustrie um zwei zentrale 

Forderungen: Arbeitszeit und 

Lohnstruktur. Und obwohl die 

Verhandlungen über die Arbeits-

zeit noch gar nicht begonnen 

hatten, hatten die Arbeitgeber 

schon den Beginn des Arbeits-

kampfs provoziert. Ob aus 

»Leichtsinnigkeit«, wie der dama-

lige Vorsitzende der IG Druck und 

Papier, Erwin Ferlemann, mut-

maßte, oder aus Kalkül, die Ge-

werkschaft »fertigzumachen«, 

bleibt letztlich unbeantwortet.
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von Zeitungsverlagen durch die 

neuen Produktionstechniken mit 

nur wenigen Streikbrechern um-

fangreiche Notzeitungen herstel-

len konnten. Die Streikenden ver-

suchten, die Auslieferung zu 

verhindern. Die Situation vor den 

Zeitungsbetrieben verschärfte 

sich zusehends. Auch weil die 

Unternehmer nicht davor zurück-

schreckten, die streikenden Beleg-

schaften und ihre Gewerkschaft 

zu kriminalisieren. Die »Gewalt-

maßnahmen« der IG Druck und 

Papier seien ein Anschlag auf die 

unabhängige Presse, schrieb bei-

spielsweise die »Frankfurter 

Allgemeine Zeitung« (FAZ). 

Hetze gegen 

die Streikenden

Polizeieinsätze gegen Streikende 

und die Hetze in der Öffentlich-

keit blieben nicht ohne Folgen: 

»Ich fahre euch alle um«, rief ein 

Fahrer und fuhr direkt auf die 

Streikenden der »Offenbach Post« 

zu. Ein Kollege wurde verletzt, es 

war nicht der Einzige in diesem 

Arbeitskampf. In Frankfurt/Main 

wurde die vierseitige Notausgabe 

der »Frankfurter Allgemeinen« 

(FAZ) trotz fehlender Genehmi-

gung unter Polizeischutz mit dem 

Hubschrauber aus dem Hof der 

Druckerei ausgefl ogen. Was die 

FAZ später lapidar als »vertikale 

Auslieferung« bezeichnete, 

war nichts anderes als eine 

Machtdemonstration des Arbeit-

geberlagers. 

Aber auch die Solidarität 

wuchs. Viele Bürgerinnen und 

Bürger sowie Kolleginnen und 

Kollegen von anderen Gewerk-

schaften unterstützten die Strei-

kenden der Druckindustrie. Stu-

dierende erklärten sich solidarisch 

und demonstrierten. Komplette 

Schulklassen informierten sich vor 

den Werkstoren über die Streik-

ziele. In Frankfurt/Main unterbra-

chen die Schauspielerinnen und 

Schauspieler an den Theatern die 

Vorstellungen und verlasen Soli-

daritätserklärungen für die strei-

kenden Drucker. 

Die Unternehmer der Druck-

industrie spielten weiter auf Zeit. 

Auch eine Schlichtung durch den 

späteren sächsischen Ministerprä-

sidenten Professor Dr. Kurt Bie-

denkopf (CDU) scheiterte. Die 

IG Druck und Papier rief von der 

elften Woche an zu unbefristeten 

Streiks auf. Die IG Metall sah sich 

inzwischen in der sechsten Streik-

woche. 300.000 Beschäftigte der 

Metallindustrie waren ausge-

sperrt. 

Unter dem Vorsitz des Schlich-

ters Georg Leber, vormals Bundes-

vorsitzender der IG Bau-Steine-

Erden und sozialdemokratischer 

Verteidigungsminister, gelang der 

IG Metall am 28. Juni 1984 der 

Durchbruch: Die Arbeitszeit in der 

Metallindustrie wurde im Be-

triebsdurchschnitt auf 38,5 Stun-

den bei vollem Lohnausgleich 

reduziert. Das Arbeitgeberdogma 

»Keine Minute unter 40 Stunden« 

war vom Tisch.

Jetzt kam auch Bewegung in 

die Druck-Verhandlungen. Die 

Arbeitgeber wollten den Metall-

Kompromiss übertragen. Aber das 

lehnte die Verhandlungsdelega-

tion der IG Druck und Papier ab. 

Für die Druckindustrie sollte die 

Arbeitszeit für jeden Beschäftig-

ten und nicht nur im Durchschnitt 

des einzelnen Betriebs verkürzt 

werden. Der Streikdruck hielt un-

vermindert an: mit Unterstützung 

des DGB und der anderen Ge-

werkschaften, die dafür aus dem 

Solidaritätsfonds 12 Millionen DM 

an zusätzlicher Streikunterstüt-

zung aufbrachten. Zwei Wochen 

nach dem Metallabschluss, am 

6. Juli 1984, lag dann auch ein 

Ergebnis für die Druckindustrie 

vor. Die individuelle Arbeitszeit 

wurde auf 38,5 Stunden verkürzt, 

und auch ein neuer Lohnrahmen-

tarifvertrag wurde abgeschlossen.

Pläne der Arbeitgeber 

solidarisch durchkreuzt

Der längste und härteste Streik in 

der Druckindustrie war beendet. 

56.000 Streikende in 563 Betrie-

ben hatten sich an diesem Ar-

beitskampf beteiligt. Die Absicht 

der Arbeitgeber, die IG Druck und 

Papier dauerhaft zu schwächen, 

war durch die hohe Streikbereit-

schaft und die Solidarität der 

anderen Gewerkschaften durch-

kreuzt worden. Der Einstieg in 

Richtung 35-Stunden-Woche war 

geschafft. Allerdings dauerte es 

noch elf Jahre – bis ins Jahr 1995 

–, bis die Arbeitszeit in der Druck-

industrie endlich und tatsächlich 

35 Stunden betrug.

Nach der deutsch-deutschen 

Vereinigung war es die 1989 ge-

gründete IG Medien, die als erste 

DGB-Gewerkschaft erreichte, dass 

ihre Tarifverträge auch in den 

neuen Bundesländern galten – 

allerdings nur mit Abstrichen. 

Die Arbeitszeit wurde beispiels-

weise nach schwierigen Verhand-

lungen 1991 in einem ersten 

Schritt auf 40 Stunden reduziert; 

seit 1. Januar 1993 gilt in den 

tarifgebundenen Druckbetrieben 

Ostdeutschlands die 38-Stunden-

Woche.

Gewerkschaftsfresser Heinz Bauer 

(rechts), langjähriger Chef des gleich-

namigen Konzerns, war nicht der 

erste Medienmogul, der bei Streiks 

in der Druckindustrie Hubschrauber 

als Arbeitskampfmittel einsetzte.
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Bereits 2005 mussten die 

Beschäftigten der Druck-

industrie und ihre Gewerk-

schaft die 35-Stunden-Woche 

gegen heftige Angriffe der 

Unternehmer verteidigen.
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K A P I T E L  2  D E R  U R L A U B

Von vielen Unternehmen wurde 

die Gewährung von Urlaub als ein 

Mittel angesehen, diese Beschäf-

tigtengruppen an das Unterneh-

men zu binden, ein besonderes 

Treueverhältnis zu erzeugen und 

sie von der Arbeiterschaft abzu-

grenzen.

Für Arbeiter war im Jahr 1900 

Urlaub noch eine absolute Aus-

nahmeerscheinung. Und wenn es 

überhaupt welchen gab, wurden 

die entsprechenden Tage zudem 

in der Regel nicht bezahlt. Da oft 

nur Arbeiter in den Genuss ka-

men, die schon 20 Jahre oder 

länger im Betrieb waren, erhielten 

insgesamt nur weniger als zehn 

Prozent der abhängig Beschäftig-

ten Urlaub. Es herrschte damals 

die Meinung, dass körperlich ar-

beitende Menschen im Gegensatz 

zu den geistig Tätigen nicht so 

erholungsbedürftig seien.

Ausnahmen gab es auch: So 

gewährte die Leipziger Buchdru-

ckerei C. G. Neumann ihren Arbei-

tern drei Tage Sommerurlaub in 

»geschäftsstiller Zeit«, sofern sie 

mindestens drei Jahre ohne An-

rechnung der Lehrzeit im Betrieb 

beschäftigt waren. Beispielhaft 

auch die Zeiss-Werke in Jena, 

deren 3.000 Beschäftigte bereits 

seit 1896 zwölf Tage Urlaub er-

hielten, davon sechs Tage gar 

bezahlt. Die Arbeiterbewegung 

hatte zu diesem Zeitpunkt an-

gesichts der Praxis der Urlaubs-

gewährung eine distanzierte  

Einstellung zu diesem Thema. 

Solange Urlaub als Gnadenakt 

oder Disziplinierungsmittel oder 

Spaltpilz verstanden wurde, 

Vom Gnadenakt  
zum Tarifrecht

Frühbucherrabatt und großflächige Plakate, die schon im Winter für den Sommer-

urlaub werben, waren auch viele Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs völlig 

unbekannt. Erholungsurlaub war das Vorrecht einer »privilegierten Museklasse«, 

wie es Otto Brenner, viele Jahre Vorsitzender der Industriegewerkschaft Metall, im 

Jahre 1956 ausdrückte. Historisch gesehen waren es Beamte und leitende Angestell-

te, die als erste in den Genuss von Urlaubstagen kamen. 

Wie sich die Zahl der Urlaubstage in der Druckindustrie entwickelt hat

Gewerkschaften in harten Aus-

einandersetzungen durchgesetzt, 

dass ungefähr zwölf von 35 Milli-

onen Beschäftigten bezahlten 

Urlaub erhielten. Allerdings war in 

vielen Tarifverträgen eine Urlaubs-

zeit von drei oder weniger Tagen 

vereinbart. Damit sich die Arbeiter 

für wenig Geld erholen konnten, 

errichteten die Gewerkschaften 

gemeinsam mit der linken Tou-

ristenvereinigung  »Die Natur-

freunde« genossenschaftliche 

Ferienheime. Nach der Zerschla-

gung der Gewerkschaften durch 

die Nazis wurden sie beschlag-

nahmt und teilweise als Erho-

lungseinrichtungen für deren  

»Gefolgschaft« zweckentfremdet.

Im ersten Manteltarifvertrag 

für die Druckindustrie, der 1949 

abgeschlossen wurde, betrug der 

Urlaubsanspruch gerade einmal 

zwölf Tage. Er konnte durch  

Lebensalter und Betriebszugehö-

rigkeit bis auf 18 Tage gesteigert 

werden. Der heute vielfach als 

Selbstverständlichkeit begriffene 

Jahresurlaub von 30 Tagen, unab-

hängig vom Lebensalter und der 

Betriebszugehörigkeit, ist in der 

grafischen Industrie Ergebnis  

eines Verhandlungsmarathons 

von 35 Jahren, der 1948 begann 

und erst im Jahre 1983 endete.

Die Regelung im ersten Man-

teltarifvertrag von 1949 war ein 

großer Fortschritt. Denn neben 

dem Tarifvertrag wurde in der 

deutschen Bundesrepublik durch 

Länderurlaubsgesetze erstmals ein 

Urlaubsanspruch von zwölf Tagen 

für alle Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer geregelt. Diese 

Ländergesetze wurden 1963 

durch das Bundesurlaubsgesetz 

abgelöst, das einen Mindest-

urlaub von 18 Tagen vorschrieb. 

Wie so oft in der Geschichte der 

Sozialgesetzgebung waren es die 

zuvor erkämpften Tarifregelun-

gen, die dann in Gesetze mün-

konnte er nicht zum sozial- und 

tarifpolitischen Ziel der Gewerk-

schaften werden. Die legten ihren 

Schwerpunkt auf die Forderung 

nach Verkürzung der Arbeitszeit.

Nach dem Ersten Weltkrieg 

änderte sich die Situation. Neben 

dem 8-Stunden-Tag und Lohn-

erhöhungen wurde immer stärker 

auch der bezahlte Urlaub gefor-

dert. Im Jahre 1929 hatten die 

Her mit dem  
   schönen Leben!
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deten. Als 1963 das erste Bundes-

urlaubsgesetz beschlossen wurde, 

war der Tarifvertrag dem im Ge-

setz garantierten Mindesturlaub 

schon wieder weit voraus.

Am 13. Oktober 1960 be-

schloss die zentrale Tarifkommis-

sion der IG Druck und Papier in 

Stuttgart folgende Forderung für 

die Druckindustrie: Der Urlaub 

wird nur noch nach dem Lebens-

alter ausgerichtet, ein Grund-

urlaub von 18 Tagen nach Voll-

endung des 18. Lebensjahres, 

dann eine Steigerung in einzelnen 

Schritten bis zum 32. Lebensjahr 

auf 24 Tage. 

Außerdem wird erstmals zu-

sätzlich zur Fortzahlung des Lohns 

ein darüber hinaus gehendes Ur-

laubsgeld von 20 Prozent gefor-

dert. Die Arbeitgeber lehnten es 

in mehreren Verhandlungen kate-

gorisch ab, die Koppelung der 

Urlaubsdauer an die Betriebszuge-

hörigkeit aufzugeben, ebenso das 

zusätzliche Urlaubsgeld. Nach 

zähen Verhandlungen unter Ein-

schaltung eines Schlichters gelang 

dann ein Kompromiss. Ein zusätz-

liches Urlaubsgeld konnte damals 

aber noch nicht durchgesetzt 

werden.

35 Jahre lang über  

Urlaub verhandelt

In der Tarifpolitik mussten in Sa-

chen Urlaub also »dicke Bretter 

gebohrt« werden. Tarifpolitische 

Hartnäckigkeit war gefragt. Im 

Jahre 1966 konnten neben der 

Koppelung an die Betriebszuge-

hörigkeit auch das Lebensalter in 

der Staffelung berücksichtigt und 

die von den Arbeitgebern errich-

tete Barriere gegen das zusätz-

liche Urlaubsgeld überwunden 

werden: Die Tarifparteien verein-

barten erstmals ein zusätzliches 

Urlaubsgeld von 14 Prozent ver-

einbart. Der tarifliche Grund -

urlaub betrug jetzt 15 Tage,  

der Höchsturlaub stieg auf  

24 Tage an.

Die Dauer des Jahresurlaubs blieb 

von 1960 an neben der Arbeits-

zeitverkürzung einer der  Schwer-

punkte gewerkschaftlicher Tarif-

politik. Angesichts gestiegener 

Produktivität und damit einher-

gehender Belastungen wurde  

der Urlaub zur körperlichen und 

geistigen Erholung der Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer 

immer wichtiger. 

In zahlreichen Tarifrunden 

konnten dann 1980 der Grund-

urlaub auf 24 Tage erhöht und 

der Höchsturlaub auf 30 Tage im 

Tarifvertrag festgeschrieben wer-

den. Vorausgegangen war dem 

ein harter Arbeitskampf der  

IG Metall in der Stahlindustrie,  

die die angestrebte Verkürzung 

der Wochenarbeitszeit zwar nicht 

durchsetzen, dafür aber – als 

Kompromiss – eine kräftige Ver-

längerung des Jahresurlaubs  

hatte erreichen können. 

Mühsam, aber erfolgreich war 

auch das Ringen um das zusätzli-

che Urlaubsgeld. In kleinen Schrit-

ten konnte die IG Druck und Pa-

pier dem Unternehmerverband bis 

1978 ein zusätzliches Urlaubsgeld 

von 50 Prozent des vereinbarten 

Tagesverdienstes abtrotzen. Auch 

den besonderen Belastungen von 

Schichtarbeiterinnen und Schicht-

arbeitern wurde Rechnung getra-

gen: 1979 konnten zwei Frei-

schichten vereinbart werden, 

1982 eine weitere. Parallel dazu 

wurden auch für ältere Arbeitneh-

mer ab 58 eine bzw. zwei Frei-

schichten vereinbart. 

Was heute von vielen Kolle-

ginnen und Kollegen in der Druck-

industrie als Selbstverständlichkeit 

begriffen wird, nämlich der tarifli-

che Anspruch auf bezahlten Ur-

laub, ist das Ergebnis einer langen 

Auseinandersetzung, die nach 

dem Ersten Weltkrieg begann und 

erst im Jahre 1983 endete. Alle 

Beschäftigten, die unter den  

Geltungsbereich des Manteltarifs 

Druckindustrie fallen, haben seit-

dem 30 Tage Urlaub.

1949 12

18

14

21
1961

19
24

1974

20
28

1977

24
30

1980

26
30

1981

15
21

1966
Erstmals ein zusätzliches Urlaubsgeld von 
14 Prozent des vereinbarten Tagesverdienstes 
pro Urlaubstag erreicht

16
24

1967 zusätzliches Urlaubsgeld jetzt 22 Prozent

17
24

1968
Steigerungsvolumen nach Lebensalter fünf statt 
vier Tage, nach Betriebszugehörigkeit nur noch 
zwei statt vier Tage

18
24

1969 zusätzliches Urlaubsgeld jetzt 35 Prozent

18
24

1971 zusätzliches Urlaubsgeld jetzt 40 Prozent

20
26

1975 zusätzliches Urlaubsgeld jetzt 45 Prozent

20
28

1978 zusätzliches Urlaubsgeld jetzt 50 Prozent

22
30

1979
zusätzlich zwei Freischichten für Schicht- und 
Nachtarbeiter, eine Freischicht für Arbeitnehmer, 
die das 58. Lebensjahr vollendet haben

26
30

1982
Drei statt zwei Freischichten für Schicht- und 
Nachtarbeiter, für über 58-jährige Arbeitnehmer 
von einer auf zwei Freischichten

30
30

1983 sechs Wochen Urlaub für alle

12

21
1959 je nach Betriebszugehörigkeit

Tage HöchsturlaubTage Grundurlaub

Entwicklung des tariflichen Urlaubs in der Druckindustrie
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K A P I T E L  3  D I E  Z U S C H L Ä G E

Wenn die Kollegen schon sonn-

tags, an Feiertagen und nachts 

arbeiten mussten, dann – so die 

Überlegung – musste die Arbeit  

in diesen Zeiten für den Prinzipal, 

den Arbeitgeber, so teuer sein, 

dass er sie auf das Notwendigste 

begrenzen würde.100 Prozent 

Aufgeld für Sonntags- und Feier-

tagsarbeit wurde damals als Preis 

festgelegt. Auch für Überstunden 

und Nachtarbeit wurden Zu-

schläge vereinbart.

Nach Gründung der Industrie-

gewerkschaft Druck und Papier 

wurden diese Zuschlagsregelun-

gen in den Manteltarifvertrag von 

1949 übernommen. Lange Zeit 

waren sie zwischen den Tarifver-

tragsparteien unstrittig. Als zum 

Beispiel Ende der 1960er Jahre die 

elektronische Datenverarbeitung 

bei der Zeiterfassung und der 

Lohn- und Gehaltsabrechnung 

eingeführt wurde, einigte man 

sich bei den Manteltarifverhand-

lungen 1969 auf eine Vereinfa-

chung der Zuschläge. Die Arbeit-

geber erklärten schon vor den 

Verhandlungen, dass es ihnen 

dabei keinesfalls um Kürzungen 

gehe, sondern um eine Anpas-

sung an die veränderten techni-

schen Bedingungen. 

Dass Nacht-, Schicht-, Sonn-, 

und Feiertagsarbeit oft erforder-

lich ist, um gesellschaftlich not-

wendige Dienstleistungen zu er-

bringen, war unumstritten. Ohne 

dass Drucker und Helfer nachts 

und an Wochenenden arbeiten, 

könnte morgens keine Tageszei-

tung erscheinen, um den Informa-

tionsanspruch der Bürgerinnen 

und Bürger zu befriedigen. Das 

wurde auch vom Gesetzgeber so 

gesehen. Seit Bestehen der Bun-

desrepublik Deutschland waren 

die Erschwerniszuschläge für  

Arbeit zu solch ungewöhnlichen 

Zeiten deshalb steuerfrei. 

Schichtarbeit belastet 

Gesundheit und Familie

Unumstritten war auch, dass 

Beschäftigte, die Schicht arbeiten, 

erheblich gesundheitlich belastet 

sind. Mehr noch: Wer Schicht 

arbeitet, zwingt auch die Familie 

in seinen Schichtrhythmus. Sport-

liche und kulturelle Aktivitäten, 

Von Elefanten und 
Hornissen
Zuschläge für erschwerte Arbeitsbedingungen, vor  

allem für Beschäftigung an Wochenenden und Feier- 

tagen, aber auch für Schicht- und Nachtarbeit, gab  

es schon immer in den Tarif verträgen der Druck  - 

industrie. Schon 1873 forderte der Deutsche Buch-

druckerverband den freien Sonntag, konnte ihn  

allerdings im ersten reichsweiten Tarifvertrag nicht 

durchsetzen. Zuschläge sollten die Arbeit verteuern.

Die Verteidigung der Erschwerniszuschläge in der Druckindustrie 

Ver-

einsar-

beit oder 

Weiterbildung 

waren und sind außerdem 

stark eingeschränkt. Das alles 

sollte durch hohe tarifliche Zu-

schläge und deren Steuerfreiheit 

ein wenig ausgeglichen werden.

Der Teil des gesellschaftlichen 

Konsenses, dass Wochenend-  

und Schichtarbeit auf das Not-

wendigste begrenzt bleiben sollte, 

wurde von den Unternehmern 

aber bald aufgekündigt. Ihr Ziel 

war, die teuren Maschinen auszu-

lasten und rund um die Uhr lau-

fen zu lassen. Die Arbeitszeit der 

Beschäftigten hatte sich nun an 

die Maschinenzeiten anzupassen. 

In der Öffentlichkeit entfachten 

die Arbeitgeberverbände, unter-

stützt von der Bundesregierung 

unter Helmut Kohl (CDU) bis in 

die Reihen der Opposition hinein, 

eine regelrechte Kampagne: Der 

Wirtschaftsstandort Deutschland 

sei im internatio-

nalen Wettbewerb nur 

noch dann konkurrenzfähig, 

wenn rund um die Uhr und auch 

an Wochenenden gearbeitet 

würde. Vor allem der Samstag 

sollte wieder ein normaler  

Arbeitstag werden – ohne  

Zuschläge.

Betriebsräte wurden unter 

Druck gesetzt, tarifwidrigen Rege-

lungen zur Samstagsarbeit zuzu-

stimmen. Parallel dazu kündigte 

die Bundesregierung an, Nacht-, 

Sonn- und Feiertagszuschläge 

teilweise zu besteuern. Aus der 

Steuerbefreiung wegen besonde-

rer Belastungen wurden in der 

Propaganda »Steuerprivilegien«. 

In der  Manteltarifrunde 1989 

stand die Sicherung des freien 

Wochenendes deshalb ganz 

oben. Eine zweite Forderung war 

die Erhöhung der Zuschläge für 

Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit 
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als Ausgleich für die teilweise 

Versteuerung durch die Bundes-

regierung. Eine besondere Schärfe 

bekam die Tarifrunde dadurch, 

dass erstmals in der Tarifge-

schichte der Druckindustrie die 

Arbeitgeber Tarifverträge kündig-

ten, und zwar die Anhänge zum 

Manteltarifvertrag. Ziel der Unter-

nehmer: die Abschaffung der  

Besetzungsregelungen für Druck-

maschinen.

Arbeitgeber wollten die 

Belegschaften spalten

Die Kapitalseite ging davon aus, 

dass die kampfstarken Beleg-

schaften der Zeitungsbetriebe,  

die von jeher gewohnt waren, am 

Wochenende zu arbeiten, sich für 

höhere Zuschläge und den Erhalt 

der Besetzungsregelungen einset-

zen würden und die Akzidenz-

betriebe in ihrem  Abwehrkampf 

gegen die Wochenendarbeit al-

leinlassen würden. Sie glaubten, 

die Belegschaften spalten zu kön-

nen, und hofften, dass die Druck-

industrie mit ihrer weit verbreite-

ten Wochenendarbeit ein 

günstiges Testgelände für die 

Einführung verlängerter Maschi-

nenlaufzeiten sein würde. Auch 

die Erfahrungen aus dem Kampf 

um die Arbeitszeitverkürzung 

1984 hatten die Arbeitgeber 

ermutigt. Mit den neuen elektro-

nischen Systemen konnten we-

nige Streikbrecher Notausgaben 

produzieren. 

Aber die Unternehmer sollten 

sich gründlich irren. Nach nur drei 

Verhandlungsrunden erklärte der 

Bundesverband Druck am 9. Ja-

nuar 1989 in Frankfurt/Main die 

Verhandlungen für gescheitert. 

Das war eine Provokation. Am  

31. Januar begann in Düsseldorf 

die Schlichtung unter Vorsitz von 

Professor Dr. Heinrich Reiter, da-

mals Präsident des Bundessozial-

gerichts. Die Arbeitgeber lehnten 

aber alle gewerkschaftlichen For-

derungen weiter ab. In der zwei-

ten Schlichtungsrunde machten 

sie deutlich, dass der Samstag 

künftig ein normaler Arbeitstag 

werden müsse. In der dritten 

Runde, am 18. Februar in Mün-

chen, kündigten sie in einem so 

genannten Einigungspaket an,  

die Einkommensverluste durch  

die Steuerreform für die Schicht-

arbeiter ausgleichen zu wolle, 

ohne allerdings konkrete Zahlen 

zu nennen. 

Entgegengekommen sind sie 

der IG Druck und Papier aber nur 

deshalb, weil sie hofften, dass 

sich die gut organisierten Schicht-

arbeiter mit höheren Schichtzula-

gen zufriedengeben und aus dem 

Arbeitskampf zurückziehen wür-

den. Auf Druck der gewerkschaft-

lichen Verhandlungskommission 

mussten die Arbeitgeber aber 

anhand von Zahlen offenlegen, 

was sie unter dem »Ausgleich der 

Nachteile« angekündigt hatten.  

Es war, so ließ sich schnell nach-

rechnen, eine Mogelpackung. 

Lediglich zwei Drittel der Ein-

kommensnachteile sollten aus-

geglichen werden. Als schon am 

nächsten Tag die Beispielrechnun-

gen in den Betrieben diskutiert 

wurden, war der Ärger über die-

ses plumpe Täuschungsmanöver 

groß. Der Spaltungsversuch der 

Druckunternehmer war geschei-

tert und ins Gegenteil umgeschla-

gen: Die Beschäftigten wollten 

nun erst recht streiken. Schon 

zuvor hatte es in vielen Betrieben 

der Druckindustrie Protestaktio-

nen gegeben, aber nach Ende der 

Friedenspflicht am 1. März 1989 

war der Weg frei für befristete 

Streiks. Dass am 2. März, zum 

Auftakt der fünften Schlichtungs-

runde, 26.600 Kolleginnen und 

Kollegen in 263 Betrieben die 

Arbeit niederlegten, hat selbst die 

Verhandlungskommission über-

rascht. Die Verweigerungshaltung 

und Trickserei der Arbeitgeberver-

treter am Verhandlungstisch, die 

einseitige, unsoziale Politik der 

Regierung Kohl, der Angriff auf 

das freie Wochenende, die unge-

rechte »Steuerreform«, die Kündi-

gung der Maschinenbesetzung 

durch die Arbeitgeber, all das 

hatte viel Unmut aufgestaut, der 

sich nun in Widerstand wandelte. 

Und auch die Unterstützung, 

vor allem für die Sicherung des 

freien Wochenendes, durch an-

dere DGB-Gewerkschaften und 

darüber hinaus bis hin zu Sport-

verbänden ermutigte die Streiken-

den. Die entscheidende sechste 

Schlichtungsrunde am 6. März 

1989 in Wiesbaden fand nun un-

ter völlig anderen Bedingungen 

statt. Die Taktik der Arbeitgeber 

war gescheitert. Die Beschäftigten 

in den Druckbetrieben ließen sich 

nicht spalten. Und die Streik-

bereitschaft war enorm hoch. 

Bereits am ersten Tag der Schlich-

tung streikten Beschäftigte in 154 

Betrieben, am 7. März waren es 

227 Betriebe und am 8. März 

nochmals 221. Das hatte natürlich 

seine Auswirkungen am Verhand-

lungstisch. Die Arbeitgeber konn-

ten sich nicht mehr verweigern. 

Nach einem Verhandlungsmara-

thon von mehr als 100 Stunden 

lag am 10. März ein Ergebnis vor. 

Die Zuschläge wurden so erhöht, 

dass die Steuererhöhungen aus-

geglichen waren. Das freie Wo-

chenende wurde im Tarifvertrag 

festgeschrieben. Außerdem wur-

den die – von den Arbeitgebern 

gekündigten – Besetzungsregeln 

an den Maschinen unverändert 

wieder in Kraft gesetzt. 

2005 scheiterten die  

Unternehmer erneut

Das »Handelsblatt« schrieb nach 

dem Arbeitskampf: »Die Druck-

arbeitgeber haben sich in die 

Situation des Elefanten gebracht, 

der von Hornissen verfolgt wird. 

Unter solchen Bedingungen kann 

jede Tarifrunde immer nur mit 

einer Niederlage der Unternehmer 

enden«. 2004 versuchten die 

Arbeitgeber unter dem Titel  

»Reform des Flächentarifvertrags« 

erneut, die Zuschläge in der 

Druckindustrie zu reduzieren.  

In einem heftigen Arbeitskampf, 

der sich vor allem um die Vertei-

digung der 35-Stunden-Woche 

drehte, konnte das 2005 erneut 

verhindert werden. 

Auch wenn die ursprüngliche 

Absicht, Schicht-, Nacht- und  

Wochenendarbeit durch hohe 

Zuschläge zu begrenzen, nicht 

verwirklicht werden konnte, sind 

die Zuschläge für viele Beschäf-

tigte in der Druckindustrie ein 

fester, tariflich geregelter und 

gesicherter Teil des Einkommens.
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Die Unternehmer wollen dabei 

nicht nur die tarifliche Mindestbe-

setzung verschlechtern, sondern 

verlangen zusätzlich Öffnungs-

klauseln, die es ermöglichen, auf 

betrieblicher Ebene per Betriebs-

vereinbarung zwischen Arbeitge-

ber und Betriebsrat die Besetzung 

noch weiter zu reduzieren. Außer-

dem sollen neben Druckern auch 

noch andere Fachkräfte, allerdings 

druckfremde wie Elektriker, Elek-

troniker, Mechaniker und Mech a-

troniker zur Maschinenbesetzung 

zählen. Das alles soll dann auch 

noch zu einer Kostenent lastung 

führen.

Die Absicht, die dahinter 

steckt, ist leicht zu durchschauen: 

Die Arbeitgeber wollen den Tarif-

vertrag künftig nur noch als un-

verbindliche Hülle, der für die 

vereinbarte Laufzeit die Beschäf-

tigten und ihre Gewerkschaft in 

die tarifliche Friedenspflicht 

zwingt. Die »harte Tarifmaterie«, 

wieviele Drucker und Helfer tat-

sächlich an den Maschinen arbei-

ten, soll in die Betriebe verlagert 

und dort an die Betriebsräte dele-

giert werden, die durch das Be-

triebsverfassungsgesetz auf den 

Betriebsfrieden verpflichtet sind. 

So soll den Beschäftigten ihr 

Streikrecht vorenthalten werden.

Neu oder gar originell ist diese 

Absicht nicht. Bereits im Juni 

1988 hatten die Druck-Arbeit-

geber als Reaktion auf die Forde-

rung der Industriegewerkschaft 

Druck und Papier nach der tarif-

lichen Absicherung des freien 

Wochenendes sämtliche Anhänge 

zum Manteltarif gekündigt. Das 

war noch nie dagewesen. Zum 

ersten Mal in der Nachkriegs-

geschichte kündigten die Arbeit-

geber einen kompletten Tarifver-

trag, um tarifliche Schutzrechte 

abzubauen. Vor allem die Beset-

zungsregeln, die der damalige 

Verhandlungsführer und Vorsit-

Herzstück  
oder Altlast?

Mit seiner Kündigung des Manteltarifvertrags für die 

gewerblichen Arbeitnehmer in der Druckindustrie im 

Juni 2010 verfolgen die Unternehmer vom Bundesver-

band Druck und Medien (bvdm) das Ziel, neben der 

Verlängerung der Arbeitszeiten und der Absenkung 

der Helferlöhne die tarifliche Maschinenbesetzung zu 

verschlechtern. Deren Bestimmungen regeln, wie viele 

Drucker und Hilfskräfte an Druckmaschinen eingesetzt 

werden müssen. 

Die Auseinandersetzungen um die 
Regelungen zur Maschinenbesetzung

zende der IG Druck und Papier, 

Detlef Hensche, als »Herzstück« 

dieses Tarifwerks bezeichnete, 

sollten ersatzlos abgeschafft wer-

den. Außerdem behaupteten die 

Unternehmer, die tariflichen Be-

setzungsregelungen der Druck-

industrie seien verfassungswidrig, 

weil mit der Facharbeiterbindung 

die freie Berufswahl z. B. für Elek-

triker und Elektroniker einschränkt 

werde. 

Schutz der Qualifikation 

und der Gesundheit

Dass die Arbeitgeber zum ersten 

Mal ein komplettes Tarifwerk 

kündigten, hatte zu einer Ver-

schärfung des Tarif konflikts ge-

führt und die Beschäftigten in 

Zeitungs- und Tiefdruckereien in 

Rage gebracht. »Hände weg von 

den Anhängen«, schallte es aus 

den Betrieben. Nach einem mas-

siven Arbeitskampf und einem 

Verhandlungsmarathon von über 

hundert Stunden wurden die 

Anhänge am 10. März 1989 wie-

der in Kraft gesetzt. Ein Erfolg für 

die Belegschaften und ihre Ge-

werkschaft. Dennoch leiteten die 

Arbeitgeber damals eine Wende 

ein. Sie wollten allein darüber 

bestimmen, wie viele Beschäftigte 

und wer mit welcher Ausbildung 

künftig an Maschinen und Anla-

gen arbeiten sollen. Damit haben 

sie auch gezeigt, wie gering ihre 

Wertschätzung gegenüber grafi-

schen Facharbeitern ist. Das hat 

das Klima bei den Verhandlungen 

über Jahrzehnte hinweg belastet.

Die tarifliche Maschinenbeset-

zung hatte schon immer mehrere 

Funktionen. Für die Druckerinnen 

und Drucker ist sie die Anerken-

nung ihrer beruflichen Qualifika-

tion. Sie schützt aber auch vor 

Überforderung, und das ist wich-

tig für Menschen, die durch 

Nacht-, Schicht- und Wochen-

endarbeit, Lärm und eine schwie-

rige Arbeitsumgebung belastet 

sind. Außerdem sichert die tarif-

liche Maschinenbesetzung Ar-

beitsplätze. 

Was aber hatte die Arbeit-

geber der Druckindustrie dazu 

bewogen, diese jahrzehntelang 

bestehende Tarifbestimmung  

zu kündigen? Die zwar immer 

umstritten war, aber trotzdem  

in gegenseitigem Einvernehmen 
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fortgeschrieben wurde. Im Ge-

schäftsbericht zum 1. Gewerk-

schaftstag der IG Medien heißt  

es, etwas sperrig: »Die Politik der 

Deregulierung greift damit auf die 

Tarifverhandlungen über. Am Bei-

spiel der Manteltarifanhänge, 

namentlich der Besetzungsregeln, 

soll aus Sicht des Unternehmer-

verbands vorexerziert werden, 

dass in Zukunft Arbeitsbedingun-

gen nicht mehr durch bindendes 

Tarifrecht, sondern durch alleinige 

Entscheidung des Unternehmers 

gestaltet werden können.« 

Zu dieser Haltung hatte auch 

die damalige Bundesregierung 

unter Kanzler Helmut Kohl (CDU) 

die Arbeitgeber ermuntert, indem 

sie unter den Schlagworten der 

Flexibilisierung und der Deregulie-

rung eine »Wende in der Tarifpoli-

tik« pro klamierte. Die Arbeitneh-

mer/innen sollten sich den 

Interessen des Unternehmens 

unterordnen.

Ein weiterer Grund für die 

Kündigung der Maschinenbeset-

zung durch die organisierte Unter-

nehmerschaft war die rasante 

technische Entwicklung. 1973 

wurde bei Axel Springer in Essen-

Kettwig die Hochdruckmaschine 

durch eine Offsetrotation abge-

löst. Damit begann ein neues Zeit-

alter im Zeitungsdruck. Bauweise 

und Steuerung der Maschinen 

hatten sich verändert. Über einen 

Leitstand konnten jetzt die Funk-

tionen der einzelnen Aggregate 

elektronisch gesteuert werden. 

Die Turmbauweise setzte sich 

durch. Übereinander angeordnete 

Druckwerke konnten jetzt vierfar-

bige Anzeigen in guter Qualität 

und in einem einzigen Arbeits-

gang drucken. In den 1990er  

Jahren wurden diese Maschinen 

durch sogenannte Achtertürme 

ersetzt. Jetzt konnten die Zeitun-

gen komplett in Farbe hergestellt 

und immer mehr Maschinenfunk-

tionen zentral gesteuert werden. 

Manuelle Tätigkeiten fielen mehr 

und mehr weg. Immer schnellere 

Zylinderumdrehungen und immer 

breitere Zylinder erhöhten die 

Produktionskapazität. Die inte-

grierte Produktion wurde reali-

siert: von der Druckvorlage bis zur 

Auslieferung ein durchgängig 

elektronisch gesteuerter Prozess.

Eine ähnliche Entwicklung 

nahm der Tiefdruck. Konnte man 

in den 1960er Jahren mit den 

Maschinen eine Papierbahn von 

80 Zentimetern Breite bedrucken, 

so waren es Ende der 1980er 

Jahre schon drei Meter. Inzwi-

schen sind Maschinen mit Zylin-

derbreiten von mehr als vier  

Metern im Einsatz. 

Mehr Termindruck und 

häufige Produktwechsel

Für die Drucker bedeutete diese 

technische Entwicklung einen 

fortwährenden Lern- und Anpas-

sungsprozess. War er früher vor 

allem für seine Druckeinheit an 

der Maschine zuständig, ist er 

heute in einen durchgängig elek-

tronisch gesteuerten Produktions-

prozess eingebunden. Dazu muss 

er die vor- und nachgelagerten 

Arbeiten kennen, um zum Beispiel 

die Maschinengeschwindigkeit an 

die Kapazitäten der Weiterverar-

beitung anzupassen. Das Vorbe-

reiten und Einrichten der Rotation 

verlangt technisches Verständnis 

für die Maschine und für Produk-

tions-, Planungs- und Steuerungs-

programme. Immer höhere Quali-

tätsanforderungen, stetig 

steigender Termindruck und häu-

fige Produktwechsel führen zu 

neuen Arbeitsbelastungen. Die 

Unternehmer der Druckindustrie 

sehen das bis heute anders. Für 

sie war und ist jede technische 

Verbesserung und Automatisie-

rung per se eine Erleichterung, die 

geradezu naturwüchsig zu einer 

Personalreduzierung und damit 

zur Kostenentlastung führen 

muss. Der politischen Einigung 

Deutschlands folgte die soziale 

Spaltung. Während die westdeut-

schen Betriebe in der Spekulation 

auf unbegrenzte neue Märkte ihre 

Produktionskapazitäten ausweite-

ten und vom Vereinigungsboom 

profitierten, wurden in den neuen 

Bundesländern massenhaft Ar-

beitsplätze vernichtet. Nachdem 

es 1990 gelungen war, die Flä-

chentarifverträge der westdeut-

schen Druckindustrie auf Ost-

deutschland zu übertragen, 

versuchten die Druckbetriebe und 

Zeitungsverlage jedoch, massiv 

und frühzeitig tariffreie Zonen im 

Osten Deutschlands zu schaffen. 

Die Druck-Arbeitgeberver-

bände in den neuen Bundeslän-

dern waren die ersten, die in den 

1990er Jahren die Mitgliedschaft 

im Verband ohne Tarifbindung 

(OT) einführten. Das hatte auch 

Folgen für Westdeutschland: 

Auch dort versuchten immer mehr 

Arbeitgeber, sich der Tarifbindung 

zu entziehen oder Tarifverträge 

anderweitig zu unterlaufen. Be-

triebsräte und Belegschaften wur-

den erpresst. Investitionen wur-

den davon abhängig gemacht, 

inwieweit die Beschäftigten bereit 

waren, auf tarifliche Rechte zu 

verzichten. Jetzt ging es für die 

Gewerkschaft und ihre Mitglieder 

vor darum, Erreichtes zu verteidi-

gen. 

Kompromiss in den     

Betrieben unterlaufen

Im Juni 1993 hatte die IG Medien, 

der sich abzeichnenden Konjunk-

turkrise zum Trotz, den Mantel-

tarifvertrag gekündigt. Die Arbeit-

geber verweigerten Verhand- 

lungen. Die Schlichtung brachte 

kein Ergebnis. Nach 17 Wochen 

Verhandlungen und Streiks wurde 

der Manteltarif bis 31. Dezember 

1996 wieder in Kraft gesetzt. 

Zugleich wurde vereinbart, Ver-

handlungen über einen neuen 

Manteltarif aufzunehmen. Schon 

bei der ersten Verhandlung am  

2. November 1995 erklärten die 

Verhandlungsführer der Arbeit-

geber: »Die technische Entwick-

lung macht qualitative und quan-

titative Besetzungsbestimmungen 

nicht mehr erforderlich.«

Die Position der IG Medien: 

Eine Anpassung der Besetzungs-

regelungen ist aufgrund der tech-

nischen Entwicklung sinnvoll. 

Darüber wollte die Gewerkschaft 

auch verhandeln. Allerdings sollte 

eine mögliche Anpassung nicht zu 

Entlassungen führen. Die Fach-

arbeiterbindung musste erhalten 

bleiben, ebenso eine verbindliche 

quantitative Besetzungsregel, weil 

sonst die Konflikte in die Betriebe 

verlagert worden wären. Die  

IG Medien hatte schon lange vor 

dem Verhandlungstermin Exper-

tenkommissionen gebildet, die 

sich mit der technischen Entwick-

lung und den tarifpolitischen  

Konsequenzen befassten und 

Vorschläge ausarbeiteten. Am  

6. Februar 1997 konnte nach 

schwierigen Verhandlungen ledig-

lich eine Öffnungsklausel für die 

Besetzung von Offset- und Tief-

druckrotationen vereinbart wer-

den, die, abhängig von der tech-

nischen Ausstattung, eine 

geringere Besetzung zuließ. Wie-

der wurde vereinbart, dass unver-

züglich Verhandlungen aufge-

nommen werden sollten mit dem 

Ziel einer materiellen und redakti-

onellen Reform des Manteltarif-

vertrags bis zum 31. Dezember 

1997. 

Was jetzt folgte, war ein Ver-

handlungsmarathon, der sich bis 

ins Jahr 2001 hinziehen sollte, 

bevor er ein vorläufiges Ende 

nahm. Die Tinte der Unterschrif-

ten unter der Vereinbarung vom 

6. Februar 1997 war nämlich 

noch nicht trocken, da versuchten 

schon einzelne, auch tarifgebun-

dene Betriebe, die Besetzung un-

ter die Öffnungsklausel zu drü-

cken. Nach dem Motto: Was 

schert uns unsere Unterschrift von 

gestern. Das war untereinander 

abgestimmt, vermutete der dama-

lige Verhandlungsführer Detlef 
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Hensche: »In den Betrieben wird 

der jüngste Kompromiss unterlau-

fen und verliert damit seine Aner-

kennung. Parallel dazu startet der 

Bundesverband Druck zum nächs-

ten Angriff: der gänzlichen Ablö-

sung der Besetzungsregelungen.«

Das üble Spiel mit der 

betrieblichen Erpressung

Diese Einschätzung erwies sich 

bald als richtig. Schon bei der 

ersten Verhandlung im Juli 1997 

hatte der Bundesverband Druck 

verlangt, auf eine tarifliche Rege-

lung zu verzichten und die Beset-

zungsvereinbarungen in die Be-

triebe zu delegieren. Bei dieser 

Haltung waren die Arbeitgeber 

bis 1999 geblieben. Die techni-

sche Entwicklung war unterdes-

sen aber weiter fortgeschritten. 

Die automatische Farbversorgung 

und die Automatisierung der 

Papierbeschickung waren inzwi-

schen bei neuen Maschinen Stan-

dard. Damit entfielen Tätigkeiten 

der Rotationshelfer und Rolleure. 

Die gewerkschaftliche Verhand-

lungskommission bot an, über 

eine geringere Besetzung im Hilfs-

kräftebereich zu verhandeln. Das 

reichte den Unternehmern nicht. 

Sie wollten auch die Drucker-

besetzung absenken. Das lehnte 

die gewerkschaftliche Tarifkom-

mission ab. Daraufhin erklärte  

der Arbeitgeberverband die Ver-

handlungen über die Reform  

der Anhänge im Januar 2000  

für beendet.

Und wieder begann das üble 

Spiel der betrieblichen Erpres-

sung. Noch unverschämter als in 

den Jahren zuvor. Deswegen 

wandte sich die IG Medien direkt 

an Geschäftsleitungen aus Zei-

tungsbetrieben. Mit zwei großen 

Zeitungsdruckereien, dem Süd-

deutschen Verlag und dem Axel-

Springer-Konzern, wurden Ge-

spräche geführt mit einem 

Ergebnis, das später die Grund-

lage für die Tarifeinigung mit dem 

Unternehmerverband werden 

sollte. Darin wurden die Maschi-

nen der neueren Generation und 

ihre technische Ausstattung defi-

niert und die Besetzung mit Dru-

ckern und Helfern je nach Produk-

tion festgeschrieben.

Betriebsräte aus Zeitungsbe-

trieben diskutierten und bewerte-

ten im September 2000 das Er-

gebnis. Einen Tag später beschloss 

die Tarifkommission, erneut Ver-

handlungen mit dem Bundesver-

band Druck und Medien aufzu-

nehmen. Im Oktober und 

November fanden Sondierungs-

gespräche statt. Im Februar lag 

endlich das Ergebnis vor, dem  

die Tarifkommission mit großer 

Mehrheit zustimmte. Am 1. März 

2001 trat die »Ergänzung der  

Besetzungsvereinbarung vom  

6. Februar 1997« in Kraft. Am  

22. Oktober 2001 wurde auch  

für den Tiefdruck eine Einigung 

erzielt.

Die Beschäftigten wissen      

ihren Mantel zu schätzen

Das Wichtigste an dem Abschluss 

2001 war, dass damit wieder ein 

tariflicher Ordnungsrahmen zur 

Verfügung stand, der den Einsatz 

moderner Maschinen regelte und 

damit die Chance eröffnete, bran-

chenweit zu einheitlichen Bedin-

gungen zu kommen. Würde man 

die Qualität eines Vertragswerkes 

daran messen, mit welcher Hart-

näckigkeit seine Gegner versu-

chen, seine Inhalte zu verändern, 

dann würde der Manteltarifver-

trag der Druckindustrie Höchst-

werte erzielen. Es sollte auch 

nicht lange dauern, bis der Bun-

desverband Druck und Medien 

den Manteltarif erneut kündigte. 

»Modernisierung des Flächentarif-

vertrags« war das Stichwort, un-

ter dem dieses Mal tarifliche Leis-

tungen zur Disposition gestellt 

wurden. Keine verbindlichen Re-

gelungen mehr, stattdessen Öff-

nungsklauseln, mit denen in den 

Betrieben dann auf abgesenktem 

Niveau der Unterbietungswettbe-

werb würde organisiert werden 

können. Diesmal ging es den 

Arbeitgebern nicht mehr um ein-

zelne Bestandteile, sondern ums 

Ganze nach dem Motto: Ent-

weder gibt es einen Tarifvertrag 

zu unseren Bedingungen, oder  

es gibt gar keinen mehr, erklärten 

die Verhandlungsführer des 

»bvdm« und kündigten den  

Manteltarifvertrag zum  

31. Dezember 2004. 

Am 16. Juni 2005 konnte 

nach 15 schwierigen, in der letz-

ten Phase dramatischen Verhand-

lungsrunden, in denen auch die 

internen Auseinandersetzungen 

innerhalb des Unternehmerlagers 

offenkundig wurden, eine Tarif-

einigung erzielt werden. Voraus-

gegangen waren massive mehr-

tägige Streiks in 190 Betrieben. 

Das Kalkül der Arbeitgeber, die 

Beschäftigten der Druckindustrie 

seien durch die Arbeitsplatzver-

luste in den vorangegangenen 

Jahren, durch enorme Überkapa-

zitäten, Tarifdumping und ruinö-

sem Wettbewerb so gelähmt, 

dass sie nicht für ihren Manteltarif 

kämpfen würden, war nicht auf-

gegangen. Die Beschäftigten hat-

ten ihnen erneut bewiesen, dass 

sie genau wissen, was ihnen »ihr 

Mantel« wert ist.

»Die Arbeitgeber bedauern, 

dass sie nicht das erreicht haben, 

was sie sich ursprünglich unter 

einer Reform des Tarifvertrags 

vorgestellt haben«, erklärte der 

Bundesverband Druck und Me-

dien nach Abschluss der Verhand-

lungen. Sie sollten sich diesen 

Satz zur Wiedervorlage aufbe-

wahren. 
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Die Öffentlichkeit hat den Streik 

1984 vor allem als Kampf um den 

Einstieg in die 35-Stunden-Woche 

wahrgenommen. Warum war der 

Lohnrahmentarifvertrag intern so 

wichtig und hat die Kampfkraft  

so entscheidend mitgeprägt?  

Um das zu verstehen, hilft ein 

Blick in die Geschichte der Drucker -

gewerkschaft. Nach dem Zweiten 

Weltkrieg, noch unter der Besat-

zungsmacht, gab es im ersten 

Lohntarifvertrag, der von einer 

der Vorläuferorganisationen,  

dem »Deutschen Druckerver-

band«, übernommen wurde, 

insgesamt 40 Facharbeiterlohn-

stufen und 48 Hilfsarbeiterlohn-

stufen: ein unübersichtliches und 

differenziertes Tarifwerk.

Und auch nicht fair. Denn der 

Ecklohn war einheitlich für alle 

Facharbeiter mit 100 Prozent an-

gesetzt, für Korrektoren mit 107,5 

Prozent und für Maschinensetzer 

mit 120 Prozent. Die beiden 

höheren Lohngruppen be-

schränkten sich also lediglich 

auf je einen Beruf. Während 

für die übrigen Facharbeiter 

der Ecklohn eine Barriere 

darstellte. Für sie gab es 

keine Chance, tariflich 

höher eingruppiert zu 

werden. Die Hilfs-

arbeiter bekamen in 

Meine Eingruppierung 
ist falsch
Der mühsame Kampf um den  
Lohnrahmentarifvertrag

der untersten Lohnstufe knapp 

ein Viertel des Facharbeiterlohns. 

Daneben gab es weitere Differen-

zierungen, etwa nach Lebensalter, 

Tätigkeitsjahren, Ortsklassen (je 

kleiner der Ort, desto niedriger 

der Lohn), und es gab Frauen-

Lohngruppen.

Bei den Facharbeitern, vor 

allem bei Offsetdruckern, Litho-

grafen und Chemigrafen, die vor 

dem Krieg eigene Tarifstrukturen 

hatten, führte das zu erheblichem 

Unmut. Sie fühlten sich gegen-

über den Korrektoren und Ma-

schinensetzern diskriminiert. Die-

ser Konflikt führte in den 50er 

Jahren dazu, dass Drucker, Litho-

grafen und Chemigrafen aus der 

IG Druck und Papier austraten 

und ihren eigenen Berufsverband 

gründeten: den »Deutschen Sen-

nefelder-Bund« (DSB). Erst Ende 

der 60er Jahre gelang es, die  

Kollegen in die in die zuständige 

DGB-Gewerkschaft zurückzufüh-

ren und den DSB aufzulösen. Un-

ter anderem mit der Zusage, eine 

neue Lohnstruktur durchzusetzen. 

Es sollte allerdings noch bis zum 

12. Gewerkschaftstag 1980 dau-

ern, ehe dazu ein Vorschlag vor-

lag, der von der Mehrheit unter-

stützt wurde. 

Frauen-Lohngruppen 

wurden 1958 abgeschafft

Zunächst konzentrierte sich die  

IG Druck und Papier im wirt-

schaftlichen Aufschwung der 

1950er Jahre darauf, kräftige 

Lohnerhöhungen durchzusetzen 

und nach und nach die Ortsklas-

sen zu reduzieren, weil sie immer 

unwichtiger wurden, nachdem 

sich die Lebensverhältnisse in 

Stadt und Land angeglichen hat-

ten. 1966 waren die letzte Orts-

klasse beseitigt, die Alters klassen 

reduziert, ebenso die Unter-

schiede nach Tätigkeitsjahren.

Zur Beseitigung der Frauen-

löhne wurde 1951 eine Kommis-

sion eingesetzt, die eine andere 

Lohnstruktur bei den Hilfskräften 

vorschlagen sollte, die keine Un-

terschiede mehr zwischen Män-

nern und Frauen machte. Die Ver-

handlungen zogen sich jahrelang 

hin. Im Januar 1958 konnte end-

lich ein Abkommen unterzeich-

net werden. Die Frauen-Lohn-

gruppen wurden abgeschafft. 

Die neue Struktur sah nur noch 

fünf Lohngruppen vor, die bei 

58 Prozent vom Ecklohn in der 

Lohngruppe I begannen und 

bis auf 85 Prozent in der 

Lohngruppe V anstiegen.

Die von der Berufs-

gruppe der grafischen Hilfs-

kräfte auf dem Gewerk-

schaftstag 1965 gefor der- 

ten Prozentsätze von 70 bis 

90 Prozent vom Ecklohn in 

den fünf Lohngruppen wur-

»Der erstmalige Abschluss eines Lohnrahmentarif-

vertrages wird grundsätzlich als tarifpolitischer Erfolg 

gewertet. Die Forderungen für eine neue Lohntarif-

struktur haben die Kampfkraft entscheidend geprägt. 

Die Ergebnisse haben zwar nicht alle Hoffnungen 

erfüllt, aber einen wesentlichen Fortschritt gebracht«. 

So bewertete der Landesvorstand der Industriegewerk-

schaft Druck und Papier in Nordrhein-Westfalen nach 

dem Arbeitskampf von 1984 ein Ergebnis des längsten 

Streiks in der Geschichte der Druckergewerkschaft. 
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spruch halten wollten, sondern 

die Verhandlungen verzögerten. 

Sie wollten den Lohnrahmen  

gemeinsam mit der 35-Stunden- 

Woche verhandeln. Aus gutem 

Grund, wie sich wenig später  

herausstellen sollte.

Anfang 1984 erklärten sie in 

den Verhandlungen und Schlich-

tungsrunden, dass eine neue 

Lohntarifstruktur nur dann verein-

bart werden könne, wenn die 

Gewerkschaft auf die Arbeitszeit-

verkürzung verzichte. Nicht nur 

von der Verhandlungskommis-

sion, sondern auch von den Be-

schäftigten in den Betrieben 

wurde das als Erpressung und 

Vertragsbruch gewertet.Damit 

hatten die Arbeitgeber zwar ihr 

Ziel erreicht, die Verhandlungen 

mit der Arbeitszeitfrage zu ver-

knüpfen, aber auch den längsten 

Arbeitskampf in der Geschichte 

der Druckindustrie eröffnet. Am 

Ende schaffte die IG Druck und 

Papier im Juni 1984 nicht nur den 

Durchbruch bei der Arbeitszeit, 

sondern auch einen neuen Lohn-

rahmentarifvertrag, der zwar 

nicht alle Forderungen erfüllte, 

aber einen wesentlichen Fort-

schritt brachte.

einen »differenzierten Lohn« dazu 

nutzen könnten, unter den Fach-

kräften Unfrieden zu säen, weil 

sie nicht Leistung, sondern Wohl-

verhalten und Anpassung beloh-

nen würden. 

Beim Gewerkschaftstag 1980 

wurde über alle Argumente lange 

gestritten. Am Ende der Debatte 

wurde erneut eine Expertenkom-

mission beauftragt, einen neuen 

Entwurf zu formulieren, der die 

Kriterien Qualifikation, Verant-

wortung und Arbeitsanforderung 

enthalten sollte. Sie ging in drei 

Schritten vor:

•  Auflistung aller typischen Tätig-

keiten in der Druckindustrie,

•  Bewertung und Erstellung einer 

Rangfolge sowie

•  Ableitung einer systematischen 

Lohngruppeneinteilung.

Durchbruch bei Arbeits-

zeit und Lohnrahmen

Im November 1981 lag ein Tarif-

vertragsentwurf vor, der zunächst 

in den Landesbezirken diskutiert 

und verändert und schließlich in 

der Tarifkommission einstimmig 

beschlossen wurde. Nach den 

langen und teilweise quälenden 

Diskussionen über Jahrzehnte 

hinweg ein geradezu atemberau-

bendes Tempo und eine beeindru-

ckende Integrationsleistung. Der 

Entwurf wurde in der Lohnrunde 

1982 den Unternehmern als For-

derung übergeben und verhan-

delt. Ohne Ergebnis zunächst, 

aber mit einem Schiedsspruch, 

dass ein neuer Lohnrahmen bis 

zum 31. Januar 1983 abgeschlos-

sen und bis April 1984 in Kraft 

gesetzt sein müsse.

Bei den Verhandlungen, die 

im Jahre 1983 begannen, legten 

die Arbeitgeber zwar einen eige-

nen Entwurf vor, der aber nicht 

ausformuliert war, sondern ledig-

lich Grundsätze zum Ausdruck 

brachte. Schon da war zu erken-

nen, dass sie sich nicht an ihre 

Verpflichtung aus dem Schieds-

den Mitte der 70er Jahre erreicht, 

indem bei den Tarifrunden neben 

den linearen Erhöhungen laufend 

zusätzliche Anhebungen der un-

teren Lohngruppen vereinbart 

wurden.

Kurzum: Die Löhne stiegen 

kräftig, und das passte manch 

einem nicht. Das Nachrichten-

magazin »Der Spiegel« veröffent-

lichte am 17. Dezember 1952 in 

einem polemischen Artikel zur 

Lohnrunde in der Druckindustrie 

eine Grafik unter der Überschrift 

»Gipfelsturm der Druckerlöhne«, 

in der die Steigerung der Stun-

denlöhne abgebildet war. Im Arti-

kel behauptete »Der Spiegel«, 

dass der Setzer im Durchschnitt 

mit 705 DM im Monat mehr ver-

diene als ein Staatsanwalt, Arzt 

oder Landgerichtsrat, und zitierte 

aus einem Brief des Leiters des 

Instituts für Zeitungswissenschaft 

in München, Professor Dr. Karl 

d’Ester, an den Verein Deutscher 

Zeitungsverleger: Der Setzer ver-

diene fast soviel »wie ein Universi-

tätsprofessor (wie ich), der nach 

40 Dienstjahren 720 Mark im 

Monat bekommt.«

Neues Qualifikations-  

und Produktionsniveau

Obwohl die Gewerkschaft höhere 

Löhne durchgesetzt hatte, war 

eines noch immer nicht geschafft: 

Es war nicht allen Facharbeitern 

möglich, 120 Prozent und damit 

die höchste Lohnstufe zu errei-

chen. Und auf jedem Gewerk-

schaftstag forderten Delegierte, 

das endlich zu ändern. 1959 

wurde beschlossen, eine Kommis-

sion einzurichten, die dazu Vor-

schläge ausarbeiten sollte. Auch 

deshalb, weil sich durch den Fach-

kräftemangel neben dem Tarif, 

der den Mindeststandard defi-

nierte, längst kräftige Leistungs-

zulagen etabliert hatten, die aller-

dings nicht tariflich abgesichert 

waren. Bis Anfang der 60er Jahre 

ist die Druckindustrie gewachsen, 

es wurde von Jahr zu Jahr mehr 

produziert, allerdings fehlte es an 

Fachkräften, was dazu führte, 

dass die Unternehmer Facharbei-

ter mit übertariflichen Zulagen 

lockten.

Von Mitte der 1960er Jahre an 

änderte sich das. Neue Foto- und 

Lichtsatzanlagen, Bildherstellungs- 

und Reprosysteme läuteten eine 

Rationalisierungswelle ein. Seit 

Mitte der 1970er Jahre wurden 

Druckmaschinen und Aggregate 

in der Weiterverarbeitung zuneh-

mend mit elektronischer Steue-

rung ausgerüstet. Die Beschäftig-

ten bildeten sich weiter, eigneten 

sich neue Fertigkeiten und Kennt-

nisse an, unabhängig davon, wie 

sie ursprünglich eingruppiert wa-

ren. Es entwickelte sich ein neues 

Qualifikations- und Produktionsni-

veau, das in der alten Lohnstruk-

tur nicht mehr abgebildet war.

Die Diskussionen in der Tarif-

kommission, in den Fachgruppen, 

in den Landesbezirken wurden 

jetzt intensiver geführt. Während 

sich eine Mehrheit für möglichst 

wenig Differenzierung innerhalb 

der Lohngruppen aussprach, for-

derten andere einen »solidari-

schen Einheitslohn«, die nächsten 

waren wiederum der Meinung, 

dass Qualifikation, Arbeitsanfor-

derung und Verantwortung Krite-

rien für eine künftige Lohnstruk-

tur sein müssten. Oder sollten 

doch die Berufsjahre zu Grunde 

gelegt werden? Es gab auch die 

Befürchtung, dass die Arbeitgeber 

Wochenverdienste 1952
105,79 Eisenschaffende Industrie 

102,68 Buchdruck 

97,33 Flachdruck 

95,85 Braugewerbe 

95,35 Steinkohlenbergbau 

88,47 Chemische Industrie 

75,68 Nahrungs- und 

Genußmittel-Industrie 

74,52 Papiererzeugende 

Industrie 

72,74 Lederverarbeitende 

Industrie 

68,61 Textil-Industrie

Angaben in DM, Quelle: »Der Spiegel«
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A K T U E L L E  N A C H R I C H T E N

Druckindustrie: ver.di  
fordert 5,5 Prozent mehr 
Geld für alle und gleichen 
Lohn für Leiharbeiter/innen
Die Vereinte Dienstleistungsgewerk-

schaft geht mit der Forderung nach 5,5 

Prozent mehr Lohn, Gehalt und Ausbil-

dungsvergütung für die 160.000 Be-

schäftigten der Druckindustrie in die 

Tarifrunde 2011. Darüber hinaus fordert 

ver.di für die Leiharbeitnehmer/innen 

dieser Branche die gleiche Bezahlung 

und die gleichen Arbeitsbedingungen, 

wie sie in den Tarifverträgen der Druck-

industrie festgelegt sind. Das hat die 

zuständige Tarifkommission im März in 

Kassel beschlossen. Die Gewerkschaft 

werde sich auch mit aller Kraft gegen 

Angriffe des Unternehmerverbands auf 

den Manteltarifvertrag zur Wehr setzen 

und für den Erhalt der 35-Stunden-

Woche kämpfen. Die erste Verhand-

lungsrunde mit dem Unternehmerver-

band »bvdm« wurde für den 13. April in 

Frankfurt/Main vereinbart.

Der »bvdm« holte unterdessen den 

obersten Unternehmerfunktionär der 

Republik, Dieter Hundt, zur Hilfe, in der 

Pressemitteilung des Unternehmerver-

bandes mit »Prof. Dr.« tituliert. Der 

Präsident der Bundesvereinigung der 

Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) 

bezeichnete demnach beim Unterneh-

merforum des »bvdm« in Hamburg die 

Lohnforderungen von ver.di als »für  

die Branche illusionär« und warf der 

Gewerkschaft »verantwortungsloses 

Anspruchsdenken« vor. Auch der  

aktuelle Lohnabschluss in der Chemie-

industrie von 4,1 Prozent dürfe kein 

Maßstab für andere Branchen wie die 

Druckindustrie sein. Vielmehr müsse es 

gelingen, mit ver.di zu zeitgemäßen 

Regelungen zu kommen, was immer er 

auch damit meinte.

Verhandlungen für Zeitungs-
redakteur/innen gehen am 
4. Mai in Dortmund weiter
Nach Monaten des Stillstands in der 

Tarifrunde um den Gehalts- und den 

Manteltarifvertrag für die rund 14.000 

tarifgebundenen Redakteurinnen und 

Redakteure an Tageszeitungen ist nun 

ein neuer Verhandlungstermin in Sicht: 

der 4. Mai 2011 in Dortmund. Am 

23. Februar 2011 waren die Ver treter 

des Bundesverbandes Deutscher Zei-

tungsverleger (BDZV) beleidigt abge-

reist, ohne die geplanten Tarifgesprä-

che aufzunehmen, nachdem die dju in 

ver.di und der DJV sie mit einer Protest-

aktion vor dem Verhandlungssaal 

begrüßt hatten. Begleitend hatten in 

einigen Zeitungsredaktionen erste 

Warnstreiks stattgefunden. Die Zei-

tungs-Unternehmer fordern für neu 

abgeschlossene Arbeitsverträge einen 

»Tarifvertrag 2«, der die Gehälter um 

mehr als 25 Prozent senken würde. 

Außerdem wollen sie das Urlaubsgeld 

für alle Redakteure streichen. Der 

Gehaltstarifvertrag ist Ende Juli 2010 

ausgelaufen, den Manteltarifvertrag 

haben die Zeitungsverleger Ende 2010 

gekündigt. 

Unterdessen haben in Ostwestfalen 

bei den Zeitungen »Haller Kreisblatt« 

und »Mindener Tageblatt« sowie bei 

der »Neuen Westfälischen« (Bielefeld) 

mehr als 100 Redakteurinnen und 

Redakteure am 30. März die Arbeit 

nieder-gelegt. Die ostwestfälischen 

Gewerkschafter von dju in ver.di und 

DJV versammelten sich in Minden  

zu einer gemeinsamen Protestveran-

staltung. Anschließend zogen die 

Journalistinnen und Journalisten in die 

Mindener Innenstadt und erhielten 

aufmunternde Unterstützung durch 

Passanten. Streikteilnehmer/innen 

waren sich »sicher: Das wird nicht die 

letzte Streikaktion hier in Ostwestfalen 

gewesen sein.«

Ich möchte Mitglied werden ab:

Monat/Jahr 

Persönliche Daten

Name 

Vorname / Titel

Straße / Hausnummer

PLZ Wohnort

Geburtsdatum 

Telefon

E-Mail 

Staatsangehörigkeit

Geschlecht  weiblich  männlich 

Beschäftigungsdaten

 gewerblich Beschäftigte/r

 Angestellte/r 

  Auszubildende/r

Ausbildungsberuf ________________

Ausbildungsjahr 1.   2.  3. 

 Sonstiges

Ich arbeite 
 Vollzeit
 Teilzeit ___ Anzahl Wochenstunden

Angaben zum Betrieb

Ich bin beschäftigt bei (Betrieb)

Straße/Hausnummer des Betriebs

PLZ Ort

Druckindustrie/Zeitungsverlage

Branche 

 Ich bin Meister/in, Techniker/in, 
Ingenieur/in
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»bvdm«-Hauptgeschäftsführer Dr. Paul 

Albert Deimel (im Bild links mit BDA-

Präsident Prof. (!) Dieter Hundt in der 

Mitte und »bvdm«-Präsident Rolf 

Schwarz) fordert 2011 eine »Politik 

der Vernunft, um diese schwierigen 

Zeiten für die Branche zu meistern«.
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